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Kein Fortschritt bei den Menschenrechten

Im Juli fand der fünfte Menschen
rechtsdialog zwischen Australien 
und Laos statt. Bis 2021 will die 
australische Regierung die laoti
sche Regierung bei der Umset
zung der Menschenrechte unter
stützen. Dazu gehören u. a. die 
Effizienz und Leistungssteige
rung der Jurafakultät und der poli
tikwissenschaftlichen Fakultät an 
der Nationalen Universität, die 
Implementierung der Vereinten 
Nationen. Bei der Umsetzung 
der Meinungs und Pressefrei

heit steht noch viel Arbeit bevor 
und nach wie vor verschwinden 
immer wieder Menschen. Im Mai 
2017 wurden drei BlogerInnen in 
einer geheimen Gerichtsverhand
lung zu unverhältnismäßig hohen 
Gefängnisstrafen von 12, 16 und 
20 Jahren verurteilt, weil sie regie
rungskritische Kommentare auf 
ihren facebookSeiten veröffent
licht hatten. Am 29.  Juli wurde 
der thailändische Aktivist Wutthi
pong Kachathamkhun (alias Ko 
Tee), der seit 2014 in Laos im Exil 

lebt, von zehn schwarz geklei
deten und bewaffneten Männern 
entführt. Internationale Men
schenrechtsgruppen fordern die 
internationale Gemeinschaft auf, 
sich für die Freilassung der Verur
teilten einzusetzen und den Fall 
des verschwundenen Ko Tee auf
zuklären.
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Neues Gesetz in Thailand zwingt laotische ArbeiterInnen nach Laos zurück

Im Juni hat Thailand entschie
den, dass illegale ArbeiterInnen 
in Thailand mit bis zu fünf Jah
ren Haft oder bis zu 100.000 Baht 
(ca.  2.544  Euro) Geldstrafe ver
urteilt werden können. Die Ent
scheidung wurde nach Protesten 
von Unternehmen und Anwäl
tInnen für 180 Tage suspendiert. 
Trotzdem sind Hunderte laoti
sche ArbeiterInnen aus Thailand 
nach Laos zurückgekehrt, weil sie 
Strafverfolgung oder Ausbeutung 
befürchten. Viele laotische Arbei

terInnen bekommen in Thailand 
den Minimumlohn und arbeiten 
in Bau und Agrarwirtschaft. Sie 
sind illegal nach Thailand gekom
men, weil sie sich die ofiziel
len Gebühren von 20.000 Baht 
(ca. 508 EUR) nicht leisten kön
nen. Stattdessen zahlen sie an der 
Grenze ein kleineres Schmier
geld, um so nach Thailand einzu
reisen. Der illegale Status bringt 
manche LaotInnen in große Pro
bleme und es gibt Beschwerden 
(u. a. auf facebook), dass die lao

tische Botschaft in Bangkok ihre 
Landsleute nicht adäquat unter
stützt. Thailand hat in Bangkok 
und Nongkhai Zentren eröff
net, um die laotische ArbeiterIn
nen zu unterstützen. Obwohl es 
einen Fachkräftemangel in Laos 
gibt, gehen viele ArbeiterInnen 
nach Thailand, wo die Löhne 
doppelt so hoch sind. Schätzun
gen zufolge leben in Thailand 
170.000 LaotInnen illegal.

Radio Free Asia, 7.7.2017

Bangkok Post, 13.7.2017

Regierung reagiert mit Sondereinheit 
auf vermehrte Auseinandersetzungen um Land

Die Praxis des unrechtmäßigen 
Landerwerbs führte in den letzten 
Jahren vermehrt zu Auseinander
setzungen um Land. Das Minis-
terium für natürliche Ressourcen 
und Umwelt ordnete im Juni an, 
dass Provinz und Distriktbehör
den sich um die Landkonlikte 
auf Dorfebene kümmern sollen. 
Zwei aktuelle Beispiele zeigen 
die Brisanz des Themas. In der 
nördlichen Provinz Luang Pra
bang wurde Mitte Juli ein Dorf mit 
55 Familien zwangsgeräumt, dar
unter viele KriegsveteranInnen. 

Die Duangpaseuth Construction 
Company hatte das Land 2011 
erworben. Gemunkelt wird, dass 
der Besitzer des Unternehmens 
das ofizielle Ausschreibungsver
fahren umgangen hat und es auf
grund guter Beziehungen zum 
ehemaligen Provinzgouverneur 
bekommen hat. Alternativ sollen 
Leistungen des Unternehmens in 
Land bezahlt worden sein, wenn 
die Gemeinde kein Geld hatte. 
In der südlichen Provinz Sekong 
streiten DorfbewohnerInnen 
schon seit elf Jahren gegen ein 

vietnamesisches Kautschukunter
nehmen, das mehr Land als ver
traglich vereinbart in Anspruch 
nimmt. Im Juli wurden nach nicht 
bestätigten inoffiziellen Anga
ben einige der DorfbewohnerIn
nen verhaftet, weil sie Kautschuk
bäume fällten. Erste Ergebnisse 
der Sondereinheit werden im 
Oktober 2017 erwartet.
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